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samen und strafrecht l ich oder andersrecht l ich relevan

ten Anzeichen von Feindtät igkei t  wirksam zu werden,  f rühest

mögl ich Gefahren und Schäden vorbeugend zu verhindern und  

unmittelbare Angri f fe  fe indl ich-negat iver  Kräfte direkt  

abzuwehren,stehen den Untersuchungsorganen neben der Straf 

prozeßordnung auch die Befugnisse des VP-Gesetzes zu Ver

fügung.

Bei  der  Best immung der Potenzen des VP-Gesetzes für  die  

Gestal tung der Untersuchungsarbeit  der  Linie IX des MfS  

ist  davon auszugehen,  daß die Strafprozeßordnung die ein

z ige gesetzl iche Grundlage für  das Verfahren der  Untersu

chungsorgane zur  al lsei t igen Aufklärung der Straf tat  zur  

Feststel lung der strafrecht l ichen Verantwort l ichkeit  ist .

Gegenstand der Befugnisse des VP-Gesetzes ist  die Abwehr  

von unmittelbaren (konkreten)  Gefahren und die Beseit igung  

von akuten Störungen für  die öffent l iche Ordnung und Sicher

hei t .  Dabei  werden vom VP-Gesetz nach dem Vol lständigkeits

pr inzip al le  zu schützenden Bereiche der  öffent l ichen Ord

nung und Sicherheit  in  der  DDR in ihrem jewei ls  erreichten  

Entwicklungsstand und ihrer  weiteren dynamischen Entwick

lung erfaßt .

Somit  bi lden die Strafprozeßordnung und das VP-Gesetz ein  

aufeinander abgest immtes recht l iches Instrumentar ium. Aus  

den unterschiedl ichen Gegenständen beider  Gesetze ergibt  

sich die grundsätzl iche Unterscheidung hinsicht l ich ihrer  

Anwendung bei  der  Lösung der den Diensteinheiten der  Li 

nie IX übertragenen pol i t isch-operat iven Aufgaben.

Unmittelbare (akute)  Gefahren für  die öffent l iche Ordnung  

und Sicherheit  können aber auch aus Straftaten,  Ordnungs-  

widrigkeiten und anderen Rechtsverletzungen erwachsen.  In  

diesem Fal l  wird ein und dieselbe Sache von unterschied-


